
Die Konjunkturprogramme von

Bund und Land, das Wachstums-

beschleunigungsgesetz sowie Neues zu

Haftungsrisiken von Unternehmern und

Geschäftsführern waren einige der aktu-

ellen Themen, über die beim 20. Man-

dantenseminar der Wirtschaftsprüfer,

Steuer- und Unternehmensberater so-

wie Rechtsanwälte des „ST-Verbundes”

am 26. Januar im Dresdner Dorint-Hotel

informiert wurde. Dr. Jochen Leonhardt,

Geschäftsführender Gesellschafter der

ST Treuhand Lincke & Leonhardt KG,

begrüßte zu der Veranstaltung mehr als

300 interessierte Zuhörer.

Wachstumsbeschleunigungsgesetz
Das am 1. Januar 2010 in Kraft getre-

tene Gesetzespaket soll nicht nur dazu

beitragen, Unternehmen zu stärken,

sondern vor allem auch Familien zu

entlasten. Neben der Erhöhung des

Kindergeldes und der Anhebung des

Kinderfreibetrages lassen sich nun-

mehr auch Handwerker- und haus-

haltsnahe Dienstleistungen in größe-

rem Umfang steuerlich absetzen. So

wurde die Steuerermäßigung auf

Instandhaltungs- und Modernisie-

rungsmaßnahmen von bisher 600 auf

1200 Euro verdoppelt. Wiederein-

geführt hat der Gesetzgeber die So-

fortabschreibung für geringwertige

Wirtschaftsgüter (GWG). Das bedeutet,

dass nach dem 31. Dezember 2010 ange-

schaffte GWG (Preis: 150 bis 410 Euro)

sofort steuerlich geltend gemacht oder

eine Poolabschreibung (bis 1000 Euro)

vorgenommen werden kann. Profi-

tieren von den neuen Regelungen

zum Umsatzsteuersatz soll das Hotel-

und Gaststättengewerbe. Auf Beher-

bergungsleistungen werden seit Jah-

resbeginn statt 19 nur noch 7 Prozent

erhoben.

Konjunkturprogramme von Bund und
Land

Die Bürgschaftsprogramme der Lan-

desregierung Sachsen finden in diesem

Jahr ihre Fortsetzung, so das „BBS

Liqui“ der Bürgschaftsbank Sachsen.

Neu ist, dass für Betriebsmittelkredite

und Avale der Hausbanken bis zur

Summe von zwei Millionen Euro 90-pro-

zentige Bürgschaften ausgereicht wer-

den. Zudem wurde das Programm

„Bürgschaft ohne Bank“ (BoB) ausge-

weitet auf bis zu 500 000 Euro, allerdings

nur bis zu 80 Prozent Haftungsfrei-
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stellung. Anwendbar sind diese Rege-

lungen aber nur bei erfolgreichen

Unternehmen, die lediglich durch die

Finanzmarktkrise in Liquiditätsschwie-

rigkeiten geraten sind, nicht aber für

Sanierungsfälle. Auch das Mittel-

standsstabilisierungsprogramm der

Sächsischen Aufbaubank (SAB) wird

um ein Jahr verlängert. Es beinhaltet

unter anderem, dass zusätzlicher

Betriebsmittelbedarf finanziert wird

oder auch kurzfristig fällige Passiva in

längerfristige Verbindlichkeiten umge-

schrieben werden können. Unter be-

sonderen Bedingungen werden auch

Anschlussfinanzierungen gewährt.

Für die Schaffung von Investitions-

anreizen hat die sächsische Landesre-

gierung zusätzliche Mittel für Infra-

strukturmaßnahmen bewilligt.

Investitionszulagengesetz 2010
Das bis 31. Dezember 2013 befristete

Gesetz enthält nach Darstellung des

ST Verbunds keine wesentlichen Ände-

rungen gegenüber dem Vorgänger. Be-

günstigte Investitionen sind die Er-

richtung einer neuen Betriebsstätte

oder die Erweiterung einer bestehen-

den. Unter gewissen Umständen kön-

nen auch Investitionen im Bereich

erneuerbarer Energien zulagenbegüns-

tigt sein. Die Höhe der Investi-

tionszulage für bewegliche Wirt-

schaftsgüter oder Bauvorhaben klei-

ner und mittlerer Unternehmen wird

nach dem Gesetz bis 2013 schrittweise

sinken. Wie viel Geld es gibt, richtet

sich nach dem Beginn der Investition.

Deshalb sollte überlegt werden, ob

eine für 2011 geplante Investition

nicht schon in diesem Jahr gestartet

werden kann: Werden beispielsweise

Maschinen schon 2010 bestellt, kann

noch eine Zulage in Höhe von 20 Pro-

zent gegeben werden, im Jahr darauf

beträgt sie nur noch 15, im Jahr 2013

nur noch 5 Prozent. Von den Re-

gelungen profitieren Firmen des verar-

beitenden Gewerbes sowie ausgewähl-

te Unternehmen, die produktionsnahe

Dienstleistungen anbieten, neuerdings

auch Bautischlereien und Bauschlos-

sereien.

Bilanzrechtsmodernisierungsgesetz
(BilMoG)

Zielsetzung ist die Kostensenkung für

kleine und mittelgroße Unternehmen.

Erreicht werden soll dies unter anderem

durch die Schaffung einer kostengünsti-

gen Alternative zu den Bilanzen nach

internationalen steuerrechtlichen Stan-

dards (IFRS). Allerdings heißt das auch,

dass es sich nicht vermeiden lassen

wird, weiterhin Handels- und Steuer-

bilanzen zu erstellen. Dabei gilt es,

besonderes Augenmerk auf Pensions-

rückstellungen zu richten. Diese sind

notwendig, können aber möglicherwei-

se das Eigenkapital stärker belasten. ■

Regine Hauswald
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Teilnehmer des Mandantenseminars nutzten die Pause während des Seminar zu anregenden

Gesprächen mit Fachmitarbeitern der ST Treuhand


